
  

  30.8.2016 -   Entscheidungen  

Bundesgerichtshof, Beschluss v. 6.7.2016 – XII ZB 61/16

  

1. Der Bevollmächtigte kann in eine der in § 1904 I S. 1, II BGB genannten Maßnahmen nur einwilligen,
nicht einwilligen oder die Einwilligung widerrufen, wenn der Vollmachttext hinreichend klar umschreibt,
dass sich die Entscheidungskompetenz des Bevollmächtigten auf die im Gesetz genannten ärztlichen
Maßnahmen sowie darauf bezieht, sie zu unterlassen oder am Betroffenen vornehmen zu lassen. Hierzu
muss aus der Vollmacht auch deutlich werden, dass die jeweilige Entscheidung mit der begründeten
Gefahr des Todes oder eines schweren und länger dauernden gesundheitlichen Schadens verbunden sein
kann.

2. Einem für einen Betroffenen bestehenden Betreuungsbedarf wird im Zusammenhang mit der
Entscheidung zur Durchführung von lebensverlängernden Maßnahmen im Sinne des § 1904 I S. 1, II BGB
durch eine Bevollmächtigung erst dann nicht ausreichend Genüge getan, wenn offenkundig ist, dass der
Bevollmächtigte sich mit seiner Entscheidung über den Willen des Betroffenen hinwegsetzen würde.

3. Die schriftliche Äußerung, "keine lebenserhaltenden Maßnahmen" zu wünschen, enthält für sich
genommen nicht die für eine bindende Patientenverfügung notwendige konkrete Behandlungsentscheidung
des Betroffenen. Die insoweit erforderliche Konkretisierung kann aber gegebenenfalls durch die
Benennung bestimmter ärztlicher Maßnahmen oder die Bezugnahme auf ausreichend spezifizierte
Krankheiten oder Behandlungssituationen erfolgen.

Anm. d. Red.: Die Entscheidung wird veröffentlicht in FamRZ 2016, Heft 19, m. Anm. Dodegge. Die
Entscheidung ist zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen.
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